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ANFRAGE 

der Abgeordneten HAIGERMOSER, PE1ER 

an den Herrn Bundesminister für Handel, Gewerbe und Industrie 

betreffend Protestkundgebungen wegen der geplanten Verordnung 

auf Grund des Berufsausbildungsgesetzes 

Der Bundesminister für Handel, Gewerbe und Industrie ist auf Grund 

des § 28 Berufsausbildungsgesetz verpflichtet, im Einvernehmen mit 

dem Bundesminister für Unterricht, Kunst und Sport eine Verordnung 

zu erlassen, welche den teilweisen Ersatz der Lehrzeit bzw. den 

Ersatz der Lehrabschlußprüfungen durch den erfolgreichen Besuch einer 

Mittleren oder Höheren Berufsbildenden Schule festlegt. Dabei ist 

laut Gesetz auf das GUtachten des aus Vertretern der Sozialpartner 

zusammengesetzten .Berufsausbildungsbeirates Bedacht zu nehmen. 

Das vom genannten Beirat Ende 1984 erstellte Gutachten sah nun eine weit~ehende 

Einschränkung der Berechtigungen vor, was bei Eltern, Lehrern und 

Schülern große Beunruhigung hervorrief. Obwohl nun seitens des Bundes­

ministeriums für Handel, Gewerbe und Industrie beteuert wurde, das 

Gutachten einer sehr genauen und sachlichen Prüfung zu unterziehen, 

sowie nach Gesprächen mit den beteiligten Kreisen eine möglichst weit­

reichende und flexible Lösung anzustreben, und der VerordnungsentWurf 

noch nicht einmal für das Begutachtungsverfahren unterschrieben war, 

konzentrierten sich die Proteste auf die Person des Vizekanzlers und 

Bundesministers für Handel, Gewerbe und Industrie, welche in der Schü­

lerdemonstration am 5. Februar 1985, in Salzburg ihren Höhepunkt fanden. 

Die unterfertigten Abgeordneten richten in diesem Zusammenhang an den 

Herrn Bundesminister für Handel, Gewerbe und Industrie die 
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A n fra g e: 

1. Hat der Salzburger Landesschulrat oder ein Mitglied der Direktoren 

und Elternverbände Rücksprache mit Ihrem Ressort über den tatsäch­

lichen Stand der Dinge gehalten? 

2. Haben Sie auf Anfragen von seiten der Eltern, Lehrer oder Schüler 

Informationen über den Stand der Angelegenheiten gegeben? 

3. Welche Schritte wurden bzw. werden seitens Ihres Ressorts gesetzt, 

um einen möglichst für alle akzeptablen Konsens zu finden? 

4. Wie sieht die Sachlage der geplanten Verordnung nach dem derzeitigen 

Stand nun tatsächlich aus? 
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